Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2349 


Sachgebiet 800 


Der Bundesminister Bonn, den 18. Juni 1971 

für Arbeit und Sozialordnung 
Ib3- 17001.6 
Ia5- 6402.6 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Inanspruchnahme und finanzielle Auswirkungen des 
Dritten Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung 
der Arbeitnehmer (3, VermBG) 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2186 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Vorab wird bemerkt: Auf Grund der Entschließung des Deut- 
schen Bundestages vom 4, Juni 1970 - Drucksache VI/860 - sind 
ausführliche Besprechungen und Verhandlungen über die stati- 
stische Erfassung der Anwendung des Dritten Vermögensbil- 
dungsgesetzes insbesondere zwischen dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, dem Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Finanzen, dem Bundesministerium des Innern, dem 
Statistischen Bundesamt und der Deutschen Bundesbank aufge- 
nommen worden. Da sich herausgestellt hat, daß die gewünsch- 
ten Informationen nicht durch eine einzige, umfassende Er- 
hebung gewonnen werden können, müssen mehrere Wege be- 
schriften werden. Hauptquellen für die Ergebnisse sollen der 
Mikrozensus, eine eigens für diesen Zweck in Zusammenarbeit 
mit der Deutschen Bundesbank, den Spitzenverbänden des Kre- 
ditgewerbes, der Bausparkassen und Lebensversicherungsunter- 
nehmen eingeführte Statistik sowie die Lohnsteuerstatistik sein. 

Das erste Berichtsjahr wird, wie auch in der o. g. Entschließung 
des Deutschen Bundestages gefordert, das Jahr 1971 sein, zumal 
erst von diesem Jahr an das Zulagensystem gilt. Angaben für 
1971 können erst nach Abschluß des Kalenderjahres, d. h. in 
1972, erhoben werden. Die Aufbereitung, Schätzung und Aus- 
wertung wird dann auch noch einige Zeit beanspruchen, so daß 
die Bundesregierung bis dahin, abgesehen von der Verbands- 
statistik, über keine durch neuere amtliche Erhebungen fun- 
dierte statistische Informationen über die Anwendung des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes verfügt. Wenn im folgen- 
den dennoch Angaben gemacht werden, so handelt es sich dabei 
in der Hauptsache nur um geschätzte Größenvorstellungen oder 
vermutete Entwicklungen. 


Drudt: Then^e Drude KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn*Bad Godesberg 1, 
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Die Fragen werden im einzelnen wie folgt beantwortet: 

I. 1. Wie viele abhängig Beschäftigte (Arbeitnehmer, Beamte, 
Richter, Soldaten usw. im Sinne des § 1 des 3. VermBG 
sparen bzw. werden voraussichtlich sparen nach dem 
3. VermBG 

a) nach bzw. analog § 3 des 3. VermBG und zwar aufgrund 
von 

- Verträgen mit Arbeitnehmern, 

- Betriebsvereinbarungen, 

- Tarifverträgen, 

- gesetzlichen Regelungen, 

b) aus Teilen des Arbeitslohns nach § 4 des 3. VermBG, 
und mit welchen Durchsdinittssparbeträgen je abhängig 
Beschäftigten ist dabei jeweils zu rechnen? 




1970 

1971 

1972 

§ 3-Sparer 

Mio 

8 

10 

11 

aufgrund von Verträgen 

Mio 

7,4 

8,4 

3,4 

gesetzlichen Regelungen 

Mio 

0,6 

1,6 

1,6 

§ 4“Sparer^) 

Mio 

4,5 

4,5 

4,4 

Durchschnittssparbeträge der 





- § 3-Sparer 

DM 

150 

220 

240 

- § 4-Sparer 

DM 

500 

500 

520 


B Zur Vermeidung von Doppelzählungen sind hier nur solche § 4-Sparer 
aufgeführt, die nicht außerdem vermögenswirksame Leistungen nach § 3 
erhalten. 


I. 2. Wie verteilt sich die Zahl der abhängig Beschäftigten, die 
vermögenswirksame Leistungen nach § 3 des 3. VermBG 
bzw. aufgrund gesetzlicher Regelungen erhalten, auf 

a) Arbeiter, Angestellte, Beamte usw. im öffentlichen 
Dienst, 

b) abhängig Beschäftigte außerhalb des öffentlichen Dien- 
stes? 

Wie hoch ist der Anteil der so begünstigten abhängig 
Beschäftigten an der Gesamtzahl der abhängig Beschäftig- 
ten in den beiden Sektoren? Mit welchen Durchschnitts- 
sparbeträgen je abhängig Beschäftigtem ist dabei jeweils 
zu rechnen? 


§ 3'Sparer 


1970 

1971 

1972 

- im öffentlichen Dienst 

Mio 

1,9 

3,2 

3,2 

- außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes 

Mio 

6,1 

6,8 

7,8 

Anteil der § 3-Sparer an der 
jeweiligen Gesamtzahl der 
abhängig Beschäftigten 
- im öffentlichen Dienst 

v.H. 

56 

33 

93 

- außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes 

v.H. 

32 

35 

41 


B Der Anteil der nach § 3 des Dritten Vermögensbildungsgesetzes begün- 
stigten abhängig Beschäftigten an der Gesamtzahl der abhängig Be- 
schäftigten in den beiden Sektoren liegt insbesondere aus zwei Gründen 
stets unter 100 v.H.: 

1. für einen Teil der Arbeitnehmer (vgl. Frage I, 4) bestehen keine 
Tarifverträge, 

2. ein Teil der Arbeitnehmer macht auf Grund unterschiedlicher Motive 
keinen Gebrauch von der Möglichkeit, tarifvertraglich vereinbarte 
vermögenswirksame Leistungen zu erhalten. 
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Durchschnittliche Sparbeträge je abhängig Beschäftigten für die 
beiden Gruppen getrennt können nicht geschätzt werden. 


I. 3. Wie viele der abhängig Beschäftigten, denen aufgrund von 
Tarifverträgen oder gesetzlichen Regelungen vermögens- 
wirksame Leistungen gewährt werden, erhalten bzw. wer- 
den voraussichtlich vermögenswirksame Leistungen von 
jährlich 

a) bis zu 156 DM, 

b) über 156 DM bis 312 DM, 

c) mehr als 312 DM; wieviel davon 624 DM 
erhalten? 

Es ist anzunehmen, daß von den rd. 10 Mio Arbeitnehmern, 
die 1971 vermögenswirksame Leistungen nach § 3 des Dritten 
Vermögensbildungsgesetzes erhalten, etwa 32 v. H. auf einen 
Jahresbetrag bis zu 156 DM, weitere 58 v. H. auf einen Betrag 
von über 156 DM bis 312 DM und der Rest von 10 v. H. auf einen 
Betrag von mehr als 312 DM kommen werden. In einer Reihe 
von Tarifverträgen ist jedoch vereinbart, daß in den kommen^ 
den Jahren der Betrag auf über 312 DM, zum Teil auf 624 DM, 
erhöht wird. 


I. 4. Wie hoch etwa ist die Zahl derjenigen Arbeitnehmer zu 
veranschlagen, für die keine Möglichkeit besteht, durch 
Vereinbarungen in Tarifverträgen vermögenswirksame 
Leistungen zu erhalten? 

Auf Grund grober Schätzungen wird damit gerechnet, daß etwa 
eine Million Arbeitnehmer nicht unter tarifvertragliche Rege- 
lungen fallen. Doch ist zu beobachten, daß sich der Lohn und die 
sonstigen Arbeitsbedingungen in diesen Fällen vielfach nach 
den Tarifverträgen verwandter Bereiche richten. 


1. 5. Wie viele Arbeitnehmer sind in Unternehmen mit bis zu 

50 Arbeitnehmern beschäftigt? 

a) Wie viele dieser Arbeitnehmer erhalten nach den Schät- 
zungen der Bundesregierung vermögenswirksame Lei- 
stungen? 

b) Mit welchen durchschnittlichen Beträgen an vermögen s- 
wirksamen Leistungen je Arbeitnehmer rechnet die 
Bundesregierung? 


I. 6. Wie groß ist die Zahl der Unternehmen mit bis zu 50 be- 
schäftigten Arbeitnehmern, und wie viele dieser Unterneh- 
men gewähren nach den Schätzungen der Bundesregierung 
ihren Arbeitnehmern vermögenswirV.same Leistungen? 


Exakte statistische Angaben über die Gliederung der Unter- 
nehmen nach Größenklassen und der bei ihnen beschäftigten 
Arbeitnehmer liegen nicht vor. Doch kann auf Grund der Er- 
gebnisse der Arbeitsstättenzählung vom 6. Juni 1961 angenom- 
men werden, daß von den insgesamt erfaßten rd. 18,5 Millionen 
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Arbeitnehmern rd. 6 Mio in Unternehmen mit bis zu 50 Arbeit- 
nehmern beschäftigt waren. Von den rd. 2,2 Mio insgesamt 
erfaßten Unternehmen hatten etwa 1,1 Mio bis zu 50 beschäf- 
tigte Arbeitnehmer. 

Hinsichtlich der Frage I. 5. a) wird angenommen, daß 1971 
ca. 30 V. H. der Arbeitnehmer vermögenswirksame Leistungen 
erhalten. Zur Frage I. 5. b) kann davon ausgegangen werden, 
daß die Leistungen je Arbeitnehmer in etwa den unter I. 1. ge- 
nannten Durchschnittsbeträgen für die Gesamtzahl der Arbeit- 
nehmer entsprechen. 


I. 7. Wie hoch ist der Anteil an den gesamten Sparbeträgen 
nach dem 3. VermBG, für die 

a) Sparprämien nach dem Spar-Prämiengesetz, 

b) Wohnungsbauprämien nach dem Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz, 

c) Zusatzprämien nach diesen beiden Gesetzen 

in Anspruch genommen werden, und wird mit entscheiden- 
den Änderungen dieser Relationen in der Zukunft ge- 
rechnet? 

Es kann davon ausgegangen werden, daß gegenüber der Ant- 
wort zu Nr. 4 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Dr. Burg- 
bacher, Dr. Luda und der Fraktion der CDU/CSU - Drucksachen 
VI/257 und VI/370 - keine gravierenden Änderungen eingetre- 
ten sind, zumal auch die Ergebnisse der Einkommens- und Ver- 
brauchsstichprobe 1969 über die Anwendung des Zweiten Ver- 
mögensbildungsgesetzes zeigen, daß Ende 1969 rd. 60 v. H. der 
Haushalte auf Grund von Sparverträgen und rd. 31 v. H. auf 
Grund von Bausparverträgen sparten (vgl. Wirtschaft und 
Statistik 1/71, S. 61 f.). Deshalb werden die mitgeteilten Rela- 
tionen auch in etwa für die kommenden Jahre gelten. 


I. 8. Wie hoch wird in den einzelnen Jahren die Zahl und der 
prozentuale Anteil derjenigen abhängig Beschäftigten ver- 
anschlagt, die das Dritte Vermögensbildungsgesetz nicht in 
Anspruch nehmen können, weil ihr zu versteuerndes Ein- 
kommen über den in § 12 des 3. VermBG genannten Gren- 
zen (24 000 bzw. 48 000) liegt? 

Nach überschlägigen Schätzungen werden 1971 etwa 2 v. H. oder 
gut 400 000 Arbeitnehmer die Arbeitnehmer-Sparzulagen auf 
Grund der Einkommensgrenzen des Dritten Vermögensbildung- 
gesetzes nicht erhalten können. Bei wachsenden Einkommen 
wird dieser Vomhundertsatz in den folgenden Jahren steigen. 


II. 1. Wie hoch ist der durchschnittliche Einkommen- bzw. Lohn- 
steuersatz der abhängig Beschäftigten zu veranschlagen? 


Der durchschnittliche Steuersatz der abhängig Beschäftigten 
(Lohnsteuerpflichtige einschließlich der veranlagten Lohnsteuer- 
pflichtigen) betrug im Jahre 1968 rd. 9,1 v. H. bezogen auf die 
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Bruttolohn- und Gehaltssumme (vgl. Finanzbericht 1971, Seite 
41). Für das Jahr 1970/71 ist der durchschnittliche Steuersatz auf 
etwa 11 V. H. zu veranschlagen. 


II. 2. Wie hoch ist der durchschnittliche Ertragsteuersatz (Ein- 
kommensteuer/Körperschaftsteuer, Gewerbeertragsteuer) für 
Unternehmen zu veranschlagen? 

Die durchschnittlichen Ertragsteuersätze für Unternehmen be- 
tragen nach der ESt/KSt-Statistik im Jahre 1965 (bezogen auf 
den Gesamtbetrag der Einkünfte) 

- rd. 24 V. H. für die veranlagten Land- und Forstwirte, Gewer- 
betreibende und freien Berufe, 

- rd. 37 V. H. für juristische Personen. 

Für das Jahr 1970/71 sind diese Steuersätze auf rd. 26 bis 
27 V. H. (ESt) bzw. rd. 40 v. H. (KSt) zu veranschlagen. 

Der durchschnittliche Gewerbeertragsteuersatz dürfte für das 
Jahr 1970/71 mit ewa 13 v. H. zu veranschlagen sein. 


II. 3. Von welchen weiteren Annahmen geht die Bundesregie- 
rung bei der Schätzung der Steuermehr- und -minderein- 
nahmen aus, insbesondere hinsichtlich der Fragen, inwie- 
weit die nach § 3 des 3. VermBG gewährten vermögens- 
wirksamen Leistungen zu Lasten der Unternehmergewinne 
bzw. zu Lasten sonst ohnehin fälliger Barlohnerhöhungen 
gehen, bzw. inwieweit mit Abwälzungen auf die Preise ge- 
rechnet wird? 


Bei der Untersuchung der finanziellen Auswirkungen von neuen 
Gesetzesvorschlägen oder von Gesetzesänderungen, die die 
Besteuerung berühren, müssen die voraussichtlichen Inzidenz- 
wirkungen soweit wie möglich in Rechnung gestellt werden. 
Dies ist auch - z. B. bei der Schätzung der finanziellen Auswir- 
kungen der Novellierung des Zweiten Vermögensbildungs- 
gesetzes im Jahre 1970 - geschehen. Es ist damals davon aus- 
gegangen worden, daß etwa 50 v. H. der nach § 3 des Gesetzes 
gezahlten vermögenswirksamen Leistungen die Gewinne der 
Unternehmer schmälern und somit zu Ausfällen bei den Ertrag- 
steuern führen werden und etwa 50 v. H. dieser Leistungen zu 
Lasten sonst fälliger Lohnerhöhungen gehen. 

Bei einem bereits seit längerer Zeit in Kraft befindlichen Gesetz 
ist dagegen die ohnehin schwer zu beurteilende Inzidenzwir- 
kung kaum verläßlich abzugrenzen. Es wird daher in diesen 
Fällen lediglich die primäre Auswirkung der gesetzlichen Be- 
stimmungen auf das Steueraufkommen bzw. die Haushaltsaus- 
gaben dargestellt (vgl. auch Antwort zur Frage 11. 4). 

Diese vor und nach Inkrafttreten einer gesetzlichen Regelung 
unterschiedliche Schätzungs- und Darstellungsmethode wird 
von der Bundesregierung auch in anderen Fällen angewendet 
(z. B. Lohnfortzahlungsgesetz, Zweites Vermögensbildungs- 
gesetz). 
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II. 4. Wie hoch sind die gesamten finanziellen Auswirkungen für 

die öffentlichen Haushalte (darunter Bund) aus der Inan- 
spruchnahme des Vermögensbildungsgesetzes in den ein- 
zelnen Jahren 

- nach dem Jahr der Sparleistung (Entstehungsjahr), 

- nach dem Jahr der haushaltsmäßigen Auswirkung 
(Rechnungsjahr) 

zu veranschlagen? 

Wie verteilen sich diese finanziellen Auswirkungen auf 

a) Arbeitnehmer-Sparzulagen, 

b) Ausgaben für Sparprämien, Wohnungsbauprämien und 
Zusatzprämien, 

c) Veränderungen des Lohn- bzw. Einkommensteuerauf- 
kommens bei Arbeitnehmern, 

d) Veränderungen beim Aufkommen an Unternehmer- 
steuern, 

e) steuerliche Begünstigungen für Arbeitgeber mit bis zu 
50 Arbeitnehmern gemäß § 14 des 3. VermBG, (falls 
geschätzt, welche Angaben liegen den Schätzungen zu- 
grunde), 

f) Ausgaben der Öffentlichen Hand als Arbeitgeber? 

Die finanziellen Auswirkungen des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes werden von der Bundesregierung wie folgt veran- 
schlagt: 


1970 1971 1972 



insges. , 

Bund 

insges. 

Bund 

insges. 

Bund 

1 

1 . Steuermindereinnahmen 

2 

3 

4 5 

Millionen DM 

6 

7 

a) nach dem Jahr der Sparleistung insgesamt 
davon: 

750 

330 

1 800 

780 

1 960 

850 

- Arbeitnehmer-Sparzulagen “) 

640 

280 

1 600 

690 

1 720 

740 

- Arbeitgebervergünstigung gemäß § 14'^) 
b) nach dem Jahr der haushaltsmäßigen 

110 

50 

200 

90 

240 

110 

Auswirkung insgesamt 
davon: 

620 

260 

1 550 

670 

1 830 

790 

- Arbeitnehmer-Sparzulagen “) 

590 

250 

1 500 

650 

1 720 

740 

- Arbeitgebervergünstigungen gemäß § 14 -^) 

2. Prämienausgaben nach dem Spar-Prämiengesetz 
und nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz ^) 

30 

10 

50 

20 

110 

50 

a) nach dem Jahr der Sparleistung 
davon: 

940 

770 

1 220 

1 000 

1 300 

1 070 

- Spar-Prämien 

590 

590 

780 

780 

830 

830 

- Wohnungsbau-Prämien 
b) nach dem Jahr der haushaltsmäßigen 

350 

180 

440 

220 

470 

240 

Auswirkung insgesamt 
davon: 

150 

80 

440 

270 

450 

230 

- Spar-Prämien 

10 

10 

90 

90 

10 

10 

- Wohnungsbau-Prämien 

140 

70 

350 

180 

440 

220 


g Die Zahlenangaben stellen nur Größenordnungen dar. 

-) 1970 handelt es sich um Lohnsteuermindereinnahmen auf Grund der Lohnsteuer-Freiheit der vermögenswirksamen 
Leistungen. 

^^) Hinsichtlich der Arbeitgeber-Vergünstigung gemäß § 14 Drittes Verm.ögensbildungsgesetz ist angenommen v/ordcn, 
daß etwa 30 v.H. der nach § 3 des Gesetzes begünsligleii Arbeitnehmer in Betrieben mit nicht mehr als 50 Beschäf- 
tigten tätig sind. 
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Die unter II. 4. f) gefragten Ausgaben der öffentlichen Hand als 
Arbeitgeber betragen schätzungsweise 

- in 1970 rd. 300 Millionen DM und 

- in 1971 rd. 500 Millionen DM. 


III. 1. Wie hoch ist in den einzelnen Jahren unter Zugrunde- 
legung der unter 1. und II. gemachten Angaben die effek- 
tive Belastung der Wirtschaft insgesamt aus der Gewährung 
vermögenswirksamer Leistungen zu veranschlagen, und wie 
sind diese Beträge im einzelnen zu errechnen (z. B. Zahl 
und Anteil der Arbeitnehmer, die vermögenswirksame 
Leistungen erhalten; auf die vermögenswirksamen Leistun- 
gen entfallende Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialver- 
sicherungen; Veränderungen bei den zu zahlenden Ertrag- 
steuern; Abzüge von der Steuerschuld gemäß § 14 des 
3. VermBG)? 

In einer wettbewerbsorientierten Marktwirtschaft folgen sei- 
tens der Marktteilnehmer jeder neuen wirtschaftlichen Be- 
lastung die unterschiedlichsten Ausweichreaktionen. Im Bereich 
der gewerblichen Wirtschaft handelt es sich dabei regelmäßig 
um Überwälzungsprozesse, in denen das Unternehmen versucht, 
die neue Belastung an andere Marktteilnehmer (Abnehmer, 
Arbeitnehmer und Lieferanten) weiterzugeben. Ob dieser über- 
wälzungsversuch gelingt, hängt von verschiedenen makro- wie 
mikroökonomischen Bedingungen ab (konjunkturelle Situation, 
Wettbewerbsverhältnisse, Marktposition des Unternehmens 
usw.). 

Es lassen sich drei Extremfälle denken: 

A. Die Belastung geht voll zu Lasten der Gewinne 
(die Überwälzung gelingt nicht). 

B. Die Belastung geht voll zu Lasten zukünftiger Lohnerhöhun- 
gen (Rückwälzung auf die Arbeitnehmer). 

C. Die Belastung v/ird voll in den Preisen weitergegeben 
(Überwälzung auf den Konsumenten). 

In welchem Umfang aber die Gewinne oder der Gewinnzuwachs 
geschmälert werden oder wieviel die Unternehmen in Form 
geringerer Lohnerhöhungen oder höherer Preise weitergeben, 
ist eine Frage, die angesichts der Vielfalt der möglichen Kombi- 
nationen der drei genannten Wirkungsrichtungen auch von der 
Theorie nicht eindeutig und allgemein zu beantworten ist. 

Eine Berechnung der effektiven Belastung der Wirtschaft ist 
demnach nur möglich, wenn für die Ausweichreaktionen mit 
bestimmten Annahmen gearbeitet wird. Da diese Annahmen 
nur willkürlich gemacht werden können und nicht nachprüfbar 
sind, wird auf eine solche Berechnung verzichtet. Die Bundes- 
regierung ist der Ansicht, daß diese Zahlen zu Mißverständ- 
nissen und Fehlinterpretationen führen müssen, weil davon 
ausgegangen werden kann, daß die Öffentlichkeit diese Zahlen 
ohne Rücksicht auf deren Problematik verwenden wird. Im 
übrigen wird auf die Ausführungen unter II. 3. verwiesen. 
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III. 2. Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, mit 
welchen durch vermögenswirksame Leistungen verursach- 
ten effektiven Belastungen (Minderungen der Nettoge- 
winne) sie bei einzelnen Unternehmen insbesondere im 
Bereidi der mittelständischen bzw. lohnintensiven Wirt- 
schaft rechnet, und welche repräsentativen bzw. durch- 
schnittlichen Ertragsteuersätze bei Einzelfirmen oder Per- 
sonengesellschaften bzw. Kapitalgesellschaften verschiede- 
ner Größenordnung bzw. Zahl der beschäftigten Arbeit- 
nehmer die Bundesregierung dabei zugrunde legt? 

Die Bundesregierung kann hierüber keine Angaben machen. 


In Vertretung 

Helmut Rohde 
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